
LÜNEBURG. Im Lüneburger
Prozess wegen Krawallen zwi-
schen jesidischen Kurden und
muslimischen Tschetschenen
in Celle hat das Landgericht ei-
nen 31-Jährigen wegen gefähr-
licher Körperverletzung und
illegalen Waffenbesitzes zu
drei Jahren Gefängnis verur-
teilt.

Bei dem Konflikt sollen Jesi-
den bärtige Muslime für Sala-
fisten gehalten haben und da-
von ausgegangen sein, dass
diese die Taten der Terrormi-
liz Islamischer Staat billigten.
Angeheizt durch die Konflikte
in Syrien und dem Irak waren
in Celle am 6. und 7. Oktober
mehrere hundert Kontrahen-
ten aneinandergeraten. Der
angeklagte Deutsche mit kur-
dischen Wurzeln hatte einge-
räumt, dabei einen 52-jähri-
gen Tschetschenen mit einem
Teleskopschlagstock atta-
ckiert zu haben. Er habe aber
den Mann nicht töten wollen,
sagte der 31-Jährige.

Es sei besonders verwerf-
lich, sich mit einer „Rotte“ auf
eine Minderheit zu stürzen –
und das im Beisein der Polizei,
sagte der Vorsitzende Richter
Thomas Wolter zu dem An-
griff während der Prügelei
zwischen zunächst etwa 20 bis
30 Kurden und bis zu zehn
Tschetschenen. Die Angreifer
hätten dabei „null Respekt“
vor den Polizei gezeigt. (dpa)

Drei Jahre
Haft für
Kurden
Krawalle in Celle
vor Gericht

Ländernotizen
Für Dresdner ist
Pegida ein Problem
Eine große Mehrheit der Ein-
wohner Dresdens sieht Pegida-
derzeit als das zentrale Problem
ihrer Stadt. In einer Forsa-Umfra-
ge nannten 71 Prozent Prozent
die anti-islamische Bewegung
als größtes Problem, 46 Prozent
stufen die Bewegung alsMinder-
heit am rechten Rand des politi-
schen Spektrums ein.

Hunderte Puten
verenden auf A 38
Beim Unfall eines Putentrans-
porters auf der Autobahn 38
(Göttingen-Leipzig) ist der 44-
jährige Fahrer schwer verletzt
worden. Zudem verendeten die
meisten der 750 Puten, die der
Fahrer geladen hatte. Der Sattel-
zug hatte aus noch ungeklärten
Gründen die Mittelleitplanke
durchbrochen. Die A38musste
in Richtung Göttingen zum Teil
stundenlang gesperrt werden.

Sicherungsverwahrter
vergewaltigte erneut
Nach der Vergewaltigung einer
13-Jährigen muss ein Siche-
rungsverwahrter für vier Jahre
und neunMonate ins Gefängnis.
Das Landgericht Onabrück be-
schloss auch die weitere Siche-
rungsverwahrung. Der Fall hatte
Schlagzeilen gemacht, als der
Verurteilte nicht vom unbeglei-
teten Freigang ins Lingener Ge-
fängnis zurückkehrte. Dort er-
hielt der wegen Gewalt- und Se-
xualdelikten vorbestrafte 52-
Jährige eine Sozialtherapie.

Neonazi erhielt
Bewährungsstrafe
Nach einem Angriff auf den Grü-
nen-Bundestagsabgeordneten
Sven-Christian Kindler ist ein
Mitglied der verbotenen Neona-
zi-Gruppe „Besseres Hannover“
zu einem Jahr Haft auf Bewäh-
rung verurteilt worden. Der 21-
Jährige gestand zudem Angriffe
auf drei DKP-Mitglieder und ei-
nen versuchtenAngriff auf einen
Asylbewerber in Hannover.

satzangebot möglich. Für
Gymnasien gibt es aber eine
Einschränkung: Deren Besuch
müsse „unter zumutbaren Be-
dingungen gewährleistet blei-
ben“, heißt es in Paragraf 106
des Entwurfs. In der Lesart der
Ministerin ist dies noch bei 75
Minuten Wege- und Wartezeit
pro Strecke erfüllt.

Für Philologen und Eltern-
räte ist dies nichts anderes als
eine rot-grüne Nebelkerze.
Der vermeintliche Schutz für
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HANNOVER. Die ersten 3000
Unterschriften für die erst
Tags zuvor eingerichtete On-
line-Petition sind gesammelt,
andere Aktionen gegen das
neue rot-grüne Schulgesetz in
Niedersachsen sollen folgen.
„Wir werden einen ganz lan-
gen Atem haben“, erklärte der
Vorsitzende des Philologen-
verbandes, Horst Audritz, ges-
tern in Hannover.

„Wir wehren uns mit allen
Mitteln“, kündigte auch die
Geschäftsführerin des Verban-
des der Elternräte der Gymna-
sien, Petra Wiedenroth, an.
Ihre Sorge: Kultusministerin
Frauke Heiligenstadt (SPD) be-
vorzuge die Gesamtschulen
und wolle den Gymnasien da-
durch mittelfristig den Garaus
machen.

Rot-Grün bestreitet das. Die
am Vortag vom Kabinett be-
schlossene Schulgesetznovelle
sieht allerdings neben einer
Rückkehr zum Abitur nach 13
Jahren auch eine Stärkung der
Gesamtschulen als „ersetzen-
de Schulform“ vor.

Diese können künftig auch
anstelle von Haupt-, Real- und
Oberschulen errichtet wer-
den. Bisher ist dies nur als Zu-

Protest gegen gestärkte Gesamtschulen
Eltern und Lehrer fürchten durch neues Schulgesetz um die Existenz von Gymnasien und Realschulen

die Gymnasien gelte schließ-
lich nur bei der „Errichtung“
einer neuen Gesamtschule,
warnen die Verbände. Spätes-
tens nach einem Jahr Betrieb
könne man dann doch das
Gymnasium schließen.

Schwächung der Schulform
Eine bewusste Schwächung

dieser Schulform sehen Au-
dritz und Wiedenroth auch in
der Abschaffung der Lauf-
bahnempfehlung nach der 4.

Klasse und in höheren Hürden
für eine Abschulung nach
zweimaligem Sitzenbleiben in
den ersten beiden Gymnasial-
jahren. Dies führe wie das
Streichen von Klausuren zu ei-
ner stetigen Absenkung des
Leistungs- und Unterrichtsni-
veaus an den Gymnasien.

Verdächtig ist den Verbän-
den schließlich das Vorhaben
Heiligenstadts, dass Integrier-
te Gesamtschulen (IGS) künf-
tig Verbünde mit Grundschu-

len eingehen können: „Das
dient nur dem Zweck, die
Schüler nach der 4. Klasse
nahtlos in die IGS zu schleu-
sen, um auch auf diese Weise

die umliegenden Gymnasien
auszutrocknen.“ Audritz gibt
sich kämpferisch: „Einer sol-
chen zukunftsfeindlichen und
unsozialen Schulpolitik wer-
den wir gemeinsam mit allen
Kräften entgegen treten.“ Er
kritisierte außerdem, dass das
Gesetz auf die schrittweise Be-
seitigung eines leistungsfähi-
gen Schulwesens ziele.

Die Landesregierung hatte
das Schulgesetz am Dienstag
beschlossen, es muss nun
noch durch den Landtag.

Alles in einem: Ein neuer Schul-
gesetzesentwurf stärkt die Ge-
samtschulen. Foto. dpa

Kommentar

Unbegründete Sorgen

müssten sich eigentlich klei-
nere Haupt-, Real- und Ober-
schulen wegen der von der
rot-grünen Koalition ange-
strebten 50 neuen Gesamt-
schulen machen. Doch Protes-
te dagegen sind kaum zu ver-
nehmen.

nachrichten@hna.de

Gesamtschulen stärkt und de-
ren Gründung erleichtert.
Ebenso richtig ist aber, dass
sich die Gymnasien eines ste-
tig wachsenden Zustroms er-
freuen und längst zur mit Ab-
stand beliebtesten Schulform
aufgestiegen sind.

Rot-Grün kann es sich mit
Blick auf künftige Wahlen des-
halb gar nicht leisten, Eltern
und Schüler zu verprellen, in-
dem man den Garaus der
Gymnasien einläutet. Echte
Sorgen um ihre Existenz

L authals warnen Lehrer
und Elternräte an Gym-
nasien vor dem angebli-

chen Aus dieser Schulform.
CDU und FDP sekundieren
schrill, als stünde der Unter-
gang des Abendlandes bevor.
Die rot-grüne Landesregie-
rung wolle Niedersachsen
zum sozialistischen Einheits-
schulland herabstufen, lautet
der Vorwurf.

Es ist richtig, dass SPD-Kul-
tusministerin Frauke Heili-
genstadt mit ihrem Gesetz die

Peter Mlo-
doch über
den Streit um
Gesamtschu-
len

gedacht haben – aber es war
nicht dramatisch mehr und
war alles von den Kosten her
gedeckt.“ Am Freitag nächster
Woche will die Baukommissi-
on klären, wie es weitergeht.
Andreas Meißner, zuständiger
Referatsleiter beim landesei-
genen Baumanagement,
warnte vor voreiligen Schlüs-
sen. Einen Abrisszwang gebe
es nicht.

Es stelle sich bei der Analy-
se des 27-seitigen, komplexen
Gutachtens aber eine ent-
scheidende Frage: „Technisch
ist das sanierungsfähig – es
hängt aber alles vom Aufwand
ab“, sagte er und meinte lako-
nisch: „Sie können ja auch die
Pyramiden erhalten.“ (dpa)

gen geblieben
sein.“

Busemann
will sich die
möglichen Mehr-
kosten wegen
der Schäden
nicht auf sein
Umbau-Budget von 52,8 Mil-
lionen Euro anrechnen lassen.
Seine Logik: Die Schäden wä-
ren vom landeseigenen Bau-
management auch zu behe-
ben gewesen, wenn es keinen
Umbau gegeben hätte.

Dort war man um Scha-
densbegrenzung bemüht.
„Dass bei einem derart alten
Gebäude Überraschungen lau-
ern können, war dem staatli-
chen Baumanagement schon
bei der Planung klar“, erklärte
eine Sprecherin des Finanzmi-
nisteriums.

Immerhin gab auch Buse-
mann zu, dass es schon so
manche Überraschung beim
Umbau des Landtags gab: „Da
war mehr Asbest drin als wir

senen Stahlstäbe sind an meh-
reren Stellen von Korrosion
bedroht. Ein Architekt meinte
bereits, ein Abriss könnte billi-
ger werden.

Karbonati-
sierung heisst
das Fachwort.
Es beschreibt
eine chemi-
sche Reaktion,
die im Stahlbe-
ton strukturel-
le Schäden so-
wie Abplatzungen und Risse
nach sich zieht. Das Erstaunli-
che: Erst 2004 waren für 1,32
Millionen Euro die Platten an
den Außenwänden des Plenar-
saals abgehängt und die da-
runter liegende Betonhülle sa-
niert worden.

„Wir brauchen jetzt quasi
eine Sanierung der Sanierung
von 2004“, sagte Busemann
und meinte mit Blick auf den
schlechten Zustand des ver-
bauten Stahls: „Das kann da-
mals eigentlich kaum verbor-
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HANNOVER. Das Datum für
die Grundsteinlegung im um-
gebauten Plenarsaal stand ei-
gentlich schon im Kalender
des niedersächsischen Land-
tagspräsidenten Bernd Buse-
mann. Im April hätte nach
den noch laufenden Abbruch-
arbeiten der Innenaufbau des
Plenarsaals beginnen sollen.
Doch daraus wird vorerst
wohl nichts.

Der Grund: Während einer
Routine-Sitzung der Baukom-
mission präsentierten die Ex-
perten ein vernichtendes Gut-
achten zum Zustand der Be-
tonwände. Sie sollen eigent-
lich nach der Entkernung des
Gebäudes von Dieter Oester-
len aus den 1960er Jahren als
Hülle stehen bleiben. Die Res-
te des Mauerwerks sind eine
Konzession an Urheberrecht
und Denkmalschutz. Doch die
für eine höhere Zugfestigkeit
in den Betonwänden eingelas-

Abriss statt Sanierung?
Rückschlag beim Umbau des niedersächsischen Landtags: Die Mauern sind marode

Bröckelnder Bau: Die Sanierung des maroden Plenarsaales im niedersächsischen
Landtag geht nicht so schnell voran wie geplant. Das Stahlkorsett der Betonwände
ist von Korrosion befallen, und es droht die Abrissbirne. Fotos: Tom Figiel/dpa

Stütze: Eisenträger sichern Mauerteile wäh-
rend des Umbaus.

Bernd
Busemann

HANNOVER. Mit den Konse-
quenzen aus der Mordserie am
Klinikum Delmenhorst soll
sich jetzt ein Sonderausschuss
des niedersächsischen Landta-
ges beschäftigen. Das Plenum
soll in der kommenden Woche
über die Einrichtung des Gre-
miums abstimmen. CDU, Grü-
ne und FDP unterstützen die
SPD-Initiative. Der 15-köpfige
Ausschuss könnte im März
erstmals zusammenkommen
und bis Ende März 2016 seine
Arbeit abgeschlossen haben.

Ein Ex-Krankenpfleger muss
sich am Landgericht Olden-
burg wegen Mordes an Patien-
ten verantworten. Vor einem
Psychiater hatte er zugegeben,
bis zu 90 Patienten eine Über-
dosis eines Herzmedikaments
gespritzt zu haben. 30 Men-
schen sollen das nicht überlebt
haben. Der Sonderausschuss
soll untersuchen, wie es zur
Mordserie kommen konnte
und wie die Patientensicher-
heit verbessert werden könnte.
Zudem soll er klären, ob es
Fehler bei Klinikmitarbeitern
und Staatsanwaltschaft gab.

„Chance vertan“
Die FDP-Fraktion und die

Deutsche Stiftung Patienten-
schutz hatten zuvor einen par-
lamentarischen Untersu-
chungsausschuss gefordert,
der auch juristische Mittel zur
Aufklärung nutzen kann. „Der
Landtag hat eine Chance ver-
tan“, kritisierte der Vorstand
der Stiftung Patientenschutz,
Eugen Brysch, die Entschei-
dung der Fraktionen. „Mit der
jetzigen Lösung ist man auf
Wohlwollen und Mitwirkung
aller Beteiligten angewiesen.“

Das Sozialministerium will
bis Juli unabhängige Patien-
tenbeauftragte an allen Klini-
ken einsetzen, die Beschwer-
den von Kranken und deren
Angehörigen entgegenneh-
men. Gemeinsam mit der
Krankenhausgesellschaft
prüft es außerdem, welche
Meldesysteme es an den Klini-
ken gibt. (dpa)

Mordserie
in Klinik auf
Prüfstand
Ausschuss soll Fehler
und Ursachen klären
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